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Zehn Spitäler weniger wären verkraftbar
Laut Experten ist die Frage nur noch, nach welchen Kriterien Krankenhäuser in der Schweiz geschlossen werden

CHRISTOPH EISENRING

Von neun grossen Spitälern, die bisher
ihre Bilanz präsentiert haben, schreiben
laut dem Portal Medinside sieben rote
Zahlen. Den Vogel schiesst dabei die
Berner Insel-Gruppe mit einem Defi-
zit von 113 Millionen Franken ab. Bei
einer normalen Firma müssten die Ver-
antwortlichen den Hut nehmen, doch
im Spitalwesen haben die Kantone das
Sagen und offenbar eine Engelsgeduld.
Der Kanton Bern will denn auch für
hoch verschuldete Spitäler einen Ret-
tungsschirm aufziehen – dies erinnert
an die Banken und Stromfirmen.

Spitaldirektoren warnen vor einem
finanziellen Kollaps. Dabei geraten auch
die Fallpauschalen ins Visier, mit denen
in der Schweiz seit 2012 Spitalleistun-
gen vergütet werden. Jedes Spital han-
delt dabei mit den Krankenversiche-
rern eine Basisfallpauschale aus, von
der sich die Vergütungen für verschie-
dene Diagnosen ableiten. So beträgt die
Fallpauschale für ein künstliches Hüft-
gelenk rund 16 000 Franken.

Aarau ist nicht «too big to fail»

Die Fallpauschalen brachten erstmals
Transparenz über die Kosten in den Spi-
talsektor. Die Idee ist, dass durch den
Vergleichswettbewerb die Spitäler moti-
viert werden, möglichst kostenbewusst
zu arbeiten. Es bringt einem Spital bei
einer Fallpauschale nichts, den Patien-
ten möglichst lange zu behalten, weil
das nur die Kosten, nicht aber den Er-
trag erhöht.

Der Ökonom Stefan Felder von der
Universität Basel hat ausgerechnet, wie
viel Geld man sparen könnte, wenn
Patienten statt in den fünf vergleichs-
weise teuren Universitätsspitälern in
umliegenden Zentrumsspitälern be-
handelt würden, die ebenfalls ein brei-
tes Spektrum von Leistungen anbieten.

Eine Behandlung kostet laut Fel-
der in den Unispitälern im Schnitt 1500
Franken mehr. Würden deren Tarife auf
diejenigen der Vergleichsspitäler ge-
senkt, liessen sich 320 Millionen Fran-
ken einsparen. Das sind knapp 5 Prozent
der stationären Kosten in der obligatori-
schen Krankenversicherung.

Sparen liesse sich aber vor allem, wenn
ganze Spitäler geschlossen würden. Da-
bei stellt sich die Frage, ob die Patienten
in der Nähe eine angemessene Behand-
lung erhalten. Ein Anschauungsbeispiel
liefert das Kantonsspital Aarau. Es wurde
vom Kanton Aargau aufgefangen, nach-
dem es eine Abschreibung von 240 Mil-
lionen Franken hatte ankündigen müs-

sen. Laut Stefan Felder gibt es im Um-
kreis mit 50 Minuten Fahrzeit genügend
Reservekapazitäten, um alle 30 000 Fälle
des Kantonsspitals zu übernehmen.

«Eine Too-big-to-fail-Problematik
existiert beim Kantonsspital Aarau im
medizinischen Sinne nicht», sagt Felder.
Auf den Neubau hätte man verzichten
und die stationären Leistungen auf an-
dere Spitäler übertragen können. Damit
wären deren Kapazitäten besser ausge-
lastet als bisher. Felder verweist auf eine
deutsche Studie, laut der erst ab einer
Auslastung von 92,5 Prozent die Patien-
tensicherheit abnimmt.

Die Spitäler in der Schweiz sind im
Schnitt zu 80 Prozent ausgelastet.Würde
man 90 Prozent erreichen, liessen sich
theoretisch 2500 Betten oder rund 10
Prozent streichen. Und das bei konstan-
ter Nachfrage. Doch der Trend geht ein-
deutig zu ambulanten Operationen, bei
denen man also nicht mehr im Spital
übernachtet. Dies reduziert die Notwen-
digkeit von Bettenkapazitäten weiter.

Während zum Beispiel in den Nie-
derlanden bereits 80 Prozent der Man-
deloperationen ambulant durchgeführt
werden, sind es in der Schweiz erst 13
Prozent. Hierzulande ist eine ähnliche

Entwicklung zu erwarten. Die Frage
ist dann noch, wie man die Spitäler be-
stimmt, die geschlossen werden sollen.

Differenzen schwer begründbar

Simon Hölzer ist Chef der SwissDRG
AG, die die Grundlagen für die Umset-
zung der Fallpauschalen in der Schweiz
liefert. «Es gibt Spitäler unterschied-
licher Grösse, die man schliessen kann,
ohne Abstriche bei der Versorgung zu
machen», sagt er. Einen wichtigen Hin-
weis liefern die durchschnittlichen Fall-
kosten eines Spitals, wobei der Schwere-
grad der Fälle berücksichtigt wird, damit
man nicht Äpfel mit Birnen vergleicht.

In einem ersten Schritt sollte man
die 15 Prozent teuersten Häuser in den
Blick nehmen und den Ursachen nach-
gehen, weshalb sie so hohe Fallkosten
haben, empfiehlt Hölzer. Dann gilt es
zu prüfen, ob alle Leistungen für die
Versorgung einer Region notwendig
sind oder ersetzt werden können. «Spi-
talschliessungen lassen sich so daten-
gestützt und betriebswirtschaftlich be-
gründen», führt Hölzer aus.

Allerdings spielen in der Spitalland-
schaft betriebswirtschaftliche Gründe

oft eine untergeordnete Rolle. So gibt es
Spitäler, die für die Versorgung zentral,
mithin systemrelevant sind, wie das Kin-
derspital Zürich, das vom Kanton gerade
gerettet wird. «Auch bei systemrelevan-
ten Spitälern sollte man überbordende
Kosten aber nicht akzeptieren», insistiert
der Direktor der SwissDRG AG. Und er
fragt sich, weshalb die stationäre Versor-
gung in manchen Schweizer Unispitälern
mehr als dreimal so teuer sein muss wie
im benachbarten Ausland.

Er spielt damit auf die Schweregrad-
bereinigten Fallkosten der Unispitäler
an. In Basel, Bern, Lausanne und Zürich
liegen sie zwischen 11 226 und 11 831
Franken – dabei falle die Berner Insel-
Gruppe unter den Unikliniken nicht aus
dem Rahmen, sagt Hölzer. Ein Ausreis-
ser ist dagegen das Universitätsspital
Genf (HUG), dessen Wert für 2022 so-
gar bei 13 907 Franken liegt. Das HUG
ist also noch einmal 20 Prozent teu-
rer als die Vergleichsgruppe der ande-
ren Unispitäler, die schon höhere Fall-
kosten haben als das Gros der Häuser.
Mit anderen Worten: Würden Genfer
Fälle zu den Kosten der anderen Uni-
spitäler behandelt, könnte man alleine
dadurch 111 Millionen Franken sparen.

Der Wettbewerb zwischen den Spi-
tälern wird durch stark unterschiedliche
Hilfen der Kantone verzerrt. Stefan Fel-
der hat berechnet, dass der Kanton Genf
jeden Fall im dortigen Unispital mit 6400
Franken bezuschusst. Dabei handelt
es sich um die Vergütung gemeinwirt-
schaftlicher Leistungen und um Investi-
tionskosten.An zweiter Stelle kommt der
Kanton Waadt mit 6100 Franken pro Fall.

Zwei Unispitäler reichen

«Die Kantone haben ein politisches In-
teresse, das Überleben der eigenen Spi-
täler um jeden Preis zu sichern», sagt
Felder. Die Abgeltung gemeinwirt-
schaftlicher Leistungen ausserhalb von
Lehre und Forschung fungiert dabei zu-
weilen als versteckte Defizitdeckung.

Genf und Lausanne liegen ledig-
lich 60 Kilometer auseinander. Felder
ist überzeugt, dass die Schweiz zu viele
Universitätsspitäler hat. Er schlägt des-
halb ein «ETH-Modell» mit zwei Uni-
kliniken vor, einer in der Deutsch- und
einer in der welschen Schweiz. Stattdes-
sen gebe es eine Tendenz, dass die gros-

sen Krankenhäuser zunehmend aufrüs-
teten und Unispital sein möchten: So
biete das Kantonsspital St. Gallen nun
Herzchirurgie an und habe das Kantons-
spital Graubünden weiterhin eine Neo-
natologie-Abteilung, dabei würden in
diesem Bereich schweizweit vier statt
derzeit zwölf reichen, erklärt Felder.

Die Spitäler hätten in den letzten
Jahren auch wegen der Zuwanderung
ein Wachstum gesehen, das sie fälsch-
licherweise in die Zukunft projiziert hät-
ten. Dies habe zu einem Wettrüsten mit
überrissenen Investitionen geführt, die
jetzt mit wieder höheren Zinsen nicht
finanziert werden könnten.

Immerhin: Die Zürcher Gesundheits-
direktorin Natalie Rickli hat zwar das
Kinderspital aufgefangen, aber beim
Spital Wetzikon, das sich mit einem ge-
planten Neubau übernommen hat, ist sie
hart geblieben. Es muss selber schauen,
wie es solvent bleibt.

Österreichs zweitgrösste Bank sucht in Russland neues Personal
Die EZB drängt die Raiffeisenbank International zum Rückzug aus dem Land

MERET BAUMANN, WIEN

Die österreichische Raiffeisenbank
International (RBI) erwartet dieser
Tage unangenehme Post aus Frankfurt.
Das Finanzinstitut teilte in einer Ad-
hoc-Meldung mit, die Europäische Zen-
tralbank (EZB) verlange eine schnel-
lere Reduzierung ihrer Geschäftstätig-
keit in Russland. Laut dem Entwurf der
Aufforderung sollen die Kundenkredite
bis 2026 um 65 Prozent gegenüber dem
Stand von Herbst 2023 zurückgehen und
ebenso die internationalen Zahlungen
aus Russland.

Das wäre in der Tat eine Beschleuni-
gung. Zwar beteuert die RBI seit Mos-
kaus Grossangriff auf die Ukraine vor
über zwei Jahren, sich aus Russland zu-
rückziehen zu wollen. Man prüfe alle
Optionen für die Tochterfirma, heisst es
jeweils. Bis Ende 2023 wurde das Kredit-
volumen aber erst um 56 Prozent abge-
baut und betrug immer noch 6 Milliar-
den Euro. Die RBI ist die grösste ver-
bliebene westliche Bank in Russland,
und das Land ist ihr mit Abstand lukra-
tivster Markt. Seit Kriegsausbruch hat

sich der Gewinn der russischen Toch-
ter vervielfacht: 2023 betrug er rund 1,3
Milliarden Euro, 2022 sogar 2 Milliarden
Euro. Davor hatte er bei rund 500 Mil-
lionen jährlich gelegen. Die Bank profi-
tiert unter anderem davon, in Russland
als «sicherer Hafen» zu gelten.

Moskau müsste einwilligen

Vom erwirtschafteten Geld hat die
RBI indes nicht viel, weil Russland den
Transfer der Dividenden nach Wien blo-
ckiert. Insofern ist auch glaubhaft, dass
die Bank aus Russland aussteigen will –
und sich dies kompliziert gestaltet: Mos-
kau hat Richtlinien erlassen, die einen
Rückzug erschweren. Ein solcher ist
zudem nur unter Inkaufnahme hoher
finanzieller Abgeltungen an den Staat
möglich, und er müsste bewilligt werden.

Für Irritation sorgte allerdings ver-
gangene Woche ein Bericht der «Finan-
cial Times» (FT). Die Zeitung enthüllte,
dass die Russland-Tochter der RBI seit
Dezember Dutzende von Stellen ausge-
schrieben und dafür über 2400 Anzei-
gen geschaltet hatte. 1500 davon betra-

fen laut dem Artikel die Bereiche Ver-
trieb und Kundenservice. Noch weni-
ger zu einer Rückzugsstrategie passen
die Texte in einigen der Anzeigen: Da
ist etwa vom «Kernziel, die Kundenbasis
zu erweitern» die Rede, und es wird ein
Kundenberater für die KMU-Sparte ge-
sucht, der Neukunden bringen solle.

Bereits bekannt war, dass die Zahl der
Mitarbeiter der Bank in Russland jüngst
im einstelligen Prozentbereich gestiegen
war, von gut 9300 Ende 2021 auf knapp
10 000 Ende letzten Jahres. Die RBI er-
klärt dies jeweils mit der Verselbständi-
gung der Russland-Tochter im Hinblick
auf einen möglichen Verkauf. Die derzei-
tigen Stellenanzeigen entsprächen des-
halb auch nicht den zukünftigen Plänen
für die Tätigkeit in Russland, schrieb die
RBI in einer Stellungnahme an die FT.
Die Reduktion werde auch 2024 fort-
gesetzt. Gegenüber der österreichischen
Zeitung «Der Standard» erklärte sie, ab-
gesehen von einer hohen Mitarbeiter-
fluktuation gehe es darum, die IT der
Tochtergesellschaft autonom zu gestal-
ten. Es gelte, die Bank für einen allfälli-
gen Verkauf operational zu halten.

Trotzdem hat der Bericht offenbar
Nervosität ausgelöst. Der RBI-Chef
Johann Strobl ordnete eine sofortige
Untersuchung an. Die Zeitung zitierte
zudem einen Kadermitarbeiter in Öster-
reich, der die Inserate als «hochgradig
peinlich» bezeichnete. Sie wurden hastig
zurückgenommen und angepasst. Laut
einem Bericht der Russland-Tochter
handelte es sich bei den Ansagen betref-
fend Wachstum um alte Textbausteine,
die noch vor Kriegsausbruch in Insera-
ten verwendet und nicht angepasst wor-
den waren.

Strabag-Deal in der Schwebe

Trotz dem neuerlichen Bekenntnis zu
einer Reduktion der Aktivitäten in
Russland teilte die RBI mit, die von der
EZB vorgeschlagenen Anforderungen
gingen deutlich über die eigenen Pläne
hinaus und könnten sich negativ auf
die Verkaufsoptionen für die Russland-
Tochter auswirken.

Einen grossen Schritt auf den Weg
zum Abbau sieht die RBI in einer im
Dezember abgeschlossenen Vereinba-

rung mit dem Baukonzern Strabag, die
in Russland blockierte Gewinne nach
Wien transferieren soll. So würde die
Russland-Tochter der Bank die rund
28 Prozent umfassenden Anteile an der
Strabag über eine dazwischengeschal-
tete Gesellschaft vom mit westlichen
Sanktionen belegten Oligarchen Oleg
Deripaska für 1,5 Milliarden Euro über-
nehmen. Das Aktienpaket soll sodann
als Sachdividende an die RBI in Wien
übertragen werden.

Bei der Generalversammlung vor
knapp drei Wochen sagte Strobl, er
glaube, dass die Transaktion zulässig sei
und die sanktionsrechtlichen Vorschrif-
ten eingehalten würden. Wann es zu
einem Abschluss kommen könnte, liess
er aber offen. Ursprünglich war dies für
das erste Quartal geplant gewesen. Der
Deal muss von diversen Stellen bewil-
ligt werden, und Ende März machten
Beamte des amerikanischen Finanz-
ministeriums laut Reuters Bedenken
geltend. Verstösst er gegen amerikani-
sche Sanktionen, drohten der RBI Stra-
fen. Der Aktienkurs der Bank hat seit-
her deutlich nachgegeben.

Die Pflege ist in vielen hiesigen Spitälern dieselbe, die Kosten dafür sind es aber nicht. GAËTAN BALLY / KEYSTONE In der Spitallandschaft
spielen
betriebswirtschaftliche
Gründe oft eine
untergeordnete Rolle.


